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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Freiburger Nationalrat Jutzet (sp) möchte nach amerikanischem Vorbild das
Instrument der Sammelklage in Zivilrechtssachen einführen; er reichte dazu eine von
Vertretern der Interessenorganisationen der Mieter, der Konsumenten und der
Arbeitnehmer mitunterzeichnete Motion ein. Das im Tätigkeitsbereich dieser Verbände
bestehende Verbandsklagerecht ist gemäss Jutzet ungenügend, da es nur eine
gerichtliche Feststellung erreichen könne, für die gerichtliche Anerkennung von daraus
entstehenden Ansprüchen jedoch Einzelklagen notwendig seien. 1

MOTION
DATUM: 28.09.1998
HANS HIRTER

Die im Vorjahr von Jutzet (sp, FR) eingereichte Motion für die Einführung der
Sammelklage nach amerikanischem Vorbild in den Bereichen Arbeits-, Konsumenten-
und Mietrecht wurde von einigen bürgerlichen Parlamentariern bekämpft und ihre
Behandlung deshalb verschoben. 2

MOTION
DATUM: 19.03.1999
HANS HIRTER

Die Motion Jutzet (sp, FR), mit der eine Sammelklage in den Bereichen Arbeits-,
Konsumenten- und Mietrecht hätte eingeführt werden sollen, wurde abgeschrieben,
weil sie nicht innert der vorgesehenen Frist von zwei Jahren im Rat behandelt worden
war. Dies obwohl der Bundesrat beantragt hatte, die Motion in ein Postulat
umzuwandeln.

MOTION
DATUM: 06.10.2000
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

La CPS-CN proposait au Conseil national de rejeter la motion visant à coordonner le
début de l'école de recrues avec la fin de l'apprentissage, par 14 voix contre 9 et 2
abstentions. Le choix de Viola Amherd, de reporter le début de l’école de recrues d’été
à la semaine civile 27 dès l’été 2020, représentait, pour la majorité des membres de la
commission, un compromis entre les besoins de la formation professionnelle et ceux
des hautes écoles. L’égalité de traitement entre la formation professionnelle et les
hautes écoles aurait été compromise, en cas d'acceptation de la motion. En revanche,
une minorité souhaitait l'adoption de l'intervention, pour ne pas contraindre les
apprentis à quitter leur entreprise avant la fin de leur contrat d'apprentissage pour
effectuer leur école de recrues. Après l'achèvement du projet DEVA, la question du
début de l'école de recrues sera à nouveau examinée.
Au Conseil national, la motion a été rejetée par 97 voix contre 66 et 1 abstention. La
proposition de la minorité a été soutenue à l'unanimité par l'UDC, ainsi que quelques
libéraux-radicaux et démocrates-chrétiens. La motion est donc liquidée. 3

MOTION
DATUM: 19.09.2019
DIANE PORCELLANA

Öffentliche Finanzen
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Direkte Steuern

Der Ständerat überwies eine Motion David (cvp, SG) als Postulat. Es verlangte, dass die
Kosten der berufsorientierten Weiterbildung als Weiterbildungskosten steuerlich in
Abzug gebracht werden können. In seiner Antwort auf eine Interpellation Sommaruga
(sp, BE) (Int. 04.3429) stellte der Bundesrat eine Aufstellung der Steuerabzüge und
welche Einkommensklassen davon profitierten, auf Ende Jahr in Aussicht. 4

MOTION
DATUM: 27.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Gegen den Willen des Bundesrates überwies die grosse Kammer einstimmig eine Motion
Randegger (fdp, BS), welche die steuerliche Gleichbehandlung beruflicher
Ausbildungs- und Weiterbildungskosten verlangt. 5

MOTION
DATUM: 06.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Der Bundesrat hat dem Parlament gesetzliche Änderungen zur Förderung inländischer
Arbeitskräfte zu unterbreiten. Dieser Auffassung war der Ständerat in der
Frühjahrssession 2015. Die kleine Kammer nahm zwei gleichlautende Motionen der
CVP- und der BDP-Fraktion diskussionslos an (14.3835 bzw. 14.3844). Eine weitere
gleichlautende Motion Häberli-Koller (cvp, TG) wurde im Sommer 2015 vom Nationalrat
gutgeheissen (14.3795). Der Bundesrat hatte sich von Beginn weg für die Annahme der
Vorstösse ausgesprochen. Man wolle, so Wirtschaftsminister Schneider-Ammann, die
gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Ausschöpfung des inländischen
Fachkräftepotenzials laufend verbessern.

MOTION
DATUM: 03.03.2015
DAVID ZUMBACH

Le Conseil national suit l'avis de l'autre chambre concernant la motion pour la
promotion de la main-d'oeuvre nationale. Celle-ci fut adoptée sans discussion. Par
conséquent, le Conseil fédéral devra soumettre des propositions de modifications
législatives en réponse aux demandes relatives à cette motion. 6

MOTION
DATUM: 09.06.2015
DIANE PORCELLANA

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Gleich wie im Vorjahr eine Initiative Dupraz (fdp, GE), verwarf der Nationalrat auch eine
Minderheitsmotion Fässler (sp, SG), die erreichen wollte, dass im OR ein landesweiter
Normalarbeitsvertrag für die Landwirtschaft eingeführt wird. Der Bundesrat erklärte
zwar, mit den Anstellungsbedingungen der Arbeitnehmenden in der Landwirtschaft
nicht zufrieden zu sein. Dennoch machte er regionale Unterschiede geltend, um
erfolgreich Ablehnung des Vorstosses zu beantragen. 7

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

Arbeitnehmerschutz

Eine Motion Spielmann (pda, GE) für die Übernahme internationaler und speziell
europäischer Normen für die Gesundheitssicherung am Arbeitsplatz wurde auf Antrag
des Bundesrates lediglich als Postulat überwiesen. 8

MOTION
DATUM: 02.03.1992
MARIANNE BENTELI

Das Problem des Sozialdumpings wurde überdies mit mehreren Motionen in beiden
Räten zur Diskussion gestellt. Als erster reichte Nationalrat Tschopp (fdp, GE) eine
Motion ein, die verlangte, der Bundesrat solle mit einer möglichst raschen Änderung
der Arbeitsgesetzgebung verhindern, dass der Beitritt der Schweiz zum EWR zu
missbräuchlichen Lohnsenkungen und zu Lohndrückerei führe. Die Kommission für
Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates doppelte mit einer gleichlautenden Motion
nach (Mo. Ad 92.057-42). Gegen den Willen des Bundesrates, welcher Umwandlung in
ein Postulat beantragt hatte, überwies die grosse Kammer beide Vorstösse in der
bindenden Form. Der Ständerat nahm seinerseits die Kommissionsmotion des
Nationalrates sowie eine gleichlautende Motion seiner Kommission für Rechtsfragen an
(Mo.Ad 92.057-24), überwies aber die Bestimmung, wonach die Festlegung der

MOTION
DATUM: 24.09.1992
MARIANNE BENTELI
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Minimallöhne im Kompetenzbereich der Kantone liegen soll, nur als Postulat. 9

Eine Motion Fasel (csp, FR) mit dem Auftrag, im Fall eines EWR-Beitritts einen
Gesetzesentwurf vorzulegen, der die Möglichkeiten zur Allgemeinverbindlicherklärung
von Gesamtarbeitsverträgen erweitert, wurde vom Nationalrat gegen den Widerstand
von Cincera (fdp, ZH) überwiesen. Der Bundesrat hatte Umwandlung in ein Postulat
beantragt. 10

MOTION
DATUM: 24.09.1992
MARIANNE BENTELI

In die gleiche Richtung zielte auch ein Vorstoss des Nationalrates. Mit Zustimmung der
Landesregierung überwies er eine Kommissionsmotion, die den Bundesrat auffordert,
die Bestimmungen über die Gesundheitsförderung, den Gesundheitsschutz und die
Sicherheit am Arbeitsplatz, die heute einenteils im Unfallversicherungsgesetz und
anderenteils im Arbeitsgesetz enthalten sind, zu koordinieren und zusammenzufassen
sowie bestehende Lücken insbesondere in der allgemeinen Gesundheitsvorsorge zu
schliessen. 11

MOTION
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

Nationalrat Vollmer (sp, BE) verwies mit einer Motion darauf, dass die neue
Welthandelsorganisation WTO den Auftrag erhalten hat, sich sozialen und
gewerkschaftlichen Rechten anzunehmen. Seiner Ansicht nach könnte die Schweiz
diese Sozialklauseln glaubwürdiger vertreten, wenn sie selbst alle damit
zusammenhängenden Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation
unverzüglich ratifizieren würde. Dazu gehören insbesondere die Konvention Nr. 98
(Recht auf gewerkschaftliche Organisation und auf Vertragsverhandlungen) sowie Nr.
138 (Kinderarbeit und Mindestalter der Beschäftigten). Der Bundesrat entgegnete, die
internationale Gemeinschaft habe bisher weder den Inhalt dessen definiert, was man
gemeinhin unter dem Begriff Sozialklausel versteht, noch die Mittel zu deren
Umsetzung. Angesichts der Entwicklung des positiven Rechts der Schweiz sei heute
eine Ratifikation der zum Teil über 40 Jahre alten Konventionen nicht mehr
auszuschliessen. Weil dies aber der Prüfung bedarf, wurde der Vorstoss auf sein
Ersuchen lediglich als Postulat überwiesen. 12

MOTION
DATUM: 16.12.1994
MARIANNE BENTELI

Vergeblich versuchte Nationalrat Rechsteiner (sp, SG) den Bundesrat mit einer Motion
zu beauftragen, durch eine Änderung des OR den Kündigungsschutz für
Arbeitnehmervertreter in Pensionskassen, Betriebskommissionen und
Verhandlungsdelegationen wirksam zu verstärken. Er regte insbesondere an, mögliche
Rachekündigungen dadurch zu verhindern, dass - analog zu Militärdienst und
Schwangerschaft - für die Dauer des Mandats eine Sperrfrist für allfällige Kündigung
eingeführt wird. Der Bundesrat berief sich in seiner Antwort auf den in der Schweiz
geltenden Grundsatz der Kündigungsfreiheit, welcher nur für Perioden aufgehoben
wird, in denen es für die gekündigten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer
besonders schwierig oder gar unmöglich wäre, eine neue Stelle zu finden,
beispielsweise bei Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit oder Unfall oder bei
Schwangerschaft. Auf seinen Antrag wurde die Motion ziemlich klar abgelehnt. 13

MOTION
DATUM: 01.02.1995
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat überwies diskussionslos eine Motion des Nationalrates, welche den
Bundesrat auffordert, die Bestimmungen über die Gesundheitsförderung, den
Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz zu koordinieren und
zusammenzufassen sowie bestehende Gesetzeslücken zu schliessen. 14

MOTION
DATUM: 23.03.1995
MARIANNE BENTELI

Als Postulat verabschiedet wurde hingegen eine Motion Carobbio (sp, TI), welche den
Bundesrat ersucht, auf dem Verordnungsweg oder durch Weisungen
Ausführungsbestimmungen zum Bundesgesetz über die Arbeitsvermittlung und den
Personalverleih zu erlassen, die garantieren, dass insbesondere in der Baubranche
temporäre Mitarbeiter nach den Ansätzen der Gesamtarbeitsverträge entlöhnt und
nicht Teile des Lohnes als Spesen deklariert werden, was zu späteren Einbussen bei den
Sozialversicherungen sowie zur Umgehung der Steuerpflichten führt. Der Bundesrat
verwies darauf, dass das Problem dem BIGA bekannt sei, weshalb in Kürze ein
entsprechendes Rundschreiben versandt werde; die Verwaltung nehme sich auch vor,

MOTION
DATUM: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



schärfere Kontrollen durchzuführen. 15

Eine Motion Thanei (sp, ZH), welche für gerichtliche Verfahren bei missbräuchlich
erfolgter Kündigung die Einführung der Beweislastumkehr verlangte, wonach inskünftig
der Kündigende und nicht mehr der Gekündigte die volle Beweislast für den
geltendgemachten Kündigungsgrund zu tragen hätte, wurde auf Antrag des Bundesrates
abgelehnt. Die Landesregierung verwies darauf, dass die entsprechenden OR-
Bestimmungen erst seit sieben Jahren in Kraft seien. Seiner Auffassung nach soll der
Gesetzgeber, vor allem bei neueren Gesetzen, nur zur Lösung gewichtiger Probleme,
die von der Rechtssprechung nicht gelöst werden können, erneut eingreifen. Die von
der Motion verlangten Änderungen der Bestimmungen des OR würden diesem
Grundsatz und dem damit verbundenen Vertrauen in die Gerichte jedoch
widersprechen. 16

MOTION
DATUM: 16.09.1996
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte von Felten (sp, BS) den Bundesrat beauftragen,
Arbeitsschutzbestimmungen für die Handhabung (Bearbeitung und Entsorgung) von
gentechnisch veränderten Organismen zu erlassen, welche zumindest das
Sicherheitsniveau der entsprechenden EU-Richtlinie aufweisen sollten. Der Vorstoss
wurde von Randegger, CIBA-Werkleiter und Basler FDP-Nationalrat bekämpft und die
Diskussion deshalb verschoben. 17

MOTION
DATUM: 04.10.1996
MARIANNE BENTELI

Ein weiterer Vorstoss Rechsteiner, der in Motionsform verlangte, dass der Bundesrat
dem Parlament eine Vorlage für die gesetzliche Regelung von Sozialplänen
unterbreiten sollte, wurde als Postulat überwiesen. Rechsteiner wollte damit vor allem
erreichen, dass die Rechtswirkungen eines Sozialplans genau umschrieben und ein
Schlichtungsmechanismus beim Scheitern einvernehmlicher Regelungen vorgesehen
werden. 18

MOTION
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Mit einer gegen den Willen des Bundesrates mit 141 zu 1 Stimmen angenommenen
Motion beauftragte Nationalrat Raggenbass (cvp, TG) die Regierung, für einen
effizienteren Vollzug des Arbeits- und Unfallversicherungsgesetzes zu sorgen. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, soll die unmittelbare Umsetzung und Kontrolle des
Arbeitsgesetzes in den Betrieben ausschliesslich durch die kantonalen Inspektoren
erfolgen. Die regionalen Arbeitsinspektorate sollen zu Kompetenzzentren
umfunktioniert und die eidgenössischen nur noch als Oberaufsichtsinstanzen tätig sein.
Die Motion wurde auch vom Ständerat angenommen. 19

MOTION
DATUM: 07.12.2000
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Rechsteiner (sp, SG) einen verstärkten Kündigungsschutz für
Arbeitnehmervertreter in den Stiftungsräten der beruflichen Vorsorge. Der Vorstoss
wurde von Kaufmann (svp, ZH), Steiner (fdp, SO) und Loepfe (cvp, AI) bekämpft und
seine Behandlung deshalb verschoben. 20

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Rechsteiner (sp, SG) eine strengere Kontrolle der
Arbeitsbedingungen der Lastwagenchauffeure, insbesondere bei der Einhaltung der
Ruhezeiten. Der Bundesrat unterstützte zwar die Stossrichtung der Eingabe, sah sich
aber ausserstande, alle Massnahmen in der gewünschten Form und Zeitspanne
umzusetzen, weshalb er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat beantragte. Er machte
insbesondere geltend, umfangreiche Sicherheitskontrollen könnten nur in Absprache
mit den anderen europäischen Staaten erfolgen, da sich sonst für die Schweizer
Wirtschaft ungünstige Wettbewerbsverzerrungen ergeben würden. 21

MOTION
DATUM: 20.06.2003
MARIANNE BENTELI
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Le conseiller aux Etats Fabio Abate (plr, TI) demande la modification de l'art. 2 de la loi
sur les travailleurs détachés (LDét), afin que les employeurs étrangers détachant leurs
travailleurs en Suisse respectent les conditions salariales minimales prescrites par la loi
cantonale. Suite à l'acceptation de l'initiative populaire cantonale «Salviamo il lavoro in
Ticino», le Tessin révise sa loi sur le salaire minimal. Le parlementaire redoute que les
employeurs étrangers n'aient pas l'obligation de verser un salaire minimal à leurs
travailleurs détachés temporairement, si la portée de l'art. 2 de la LDét n'est pas
étendue. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Comme la nouvelle loi tessinoise
n'inclut pas les travailleurs détachés, il ne peut pas étendre le champ d'application de
la loi cantonale sur le salaire minimal dans une loi fédérale. 
Lors du passage au Conseil des Etats, la motion est acceptée par 33 voix contre 9 et 1
abstention. La CER-CN, par 13 voix contre 10 et 1 abstention, partage l'avis du Conseil
fédéral. Une minorité estime que les salaires minimaux cantonaux, comme mesures
efficaces contre le dumping salarial, doivent être étendus aux travailleurs détachés. Le
Conseil national suit l'avis de l'autre chambre par 97 voix contre 87 et 2 abstentions. La
demande a été soutenue par les groupes UDC, vert'libéral, radical-libéral et PBD. 22

MOTION
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA

Le conseiller national Fabio Regazzi (pdc, TI) demande d'améliorer le système
d'information central sur la migration (SYMIC). Les contrôles des conditions de travail
des travailleuses et travailleurs détachés en Suisse par les entreprises étrangères
s'appuient sur les informations enregistrées dans le SYMIC. Or, le système d'information
ne reconnaît pas les doublons, des entreprises peuvent en profiter alors qu'elles ont
une interdiction de détacher des travailleuses et travailleurs. De plus, les indications
relatives aux branches ne peuvent être corrigées, ce qui, par conséquent, peut amener
à des contrôles effectués par des organes non compétents. En supprimant ces défauts,
les contrôles seront de meilleure qualité. 
Le Conseil fédéral propose d'accepter la motion. Il reconnaît le potentiel
d'optimisation. La motion est adoptée par le Conseil national, puis par le Conseil des
Etats sur proposition unanime de la CIP-CE. 23

MOTION
DATUM: 19.06.2019
DIANE PORCELLANA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Erfolg hatte ein Postulat Schenker (sp, BS) (Po. 08.3739), welches vom Bundesrat einen
Bericht über das Vorhandensein von genügend ausgebildetem Pflegepersonal
verlangte. Ebenfalls in den Bericht integriert werden sollten mögliche Massnahmen, mit
welchen der Beruf attraktiver gemacht und die Qualität der Aus- und Weiterbildung
sichergestellt werden kann. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates und
nahm das Postulat an. In eine ähnliche Richtung zielte auch eine Motion Fehr (sp, ZH).
Diese gründete auf einer Studie des Schweizerischen Gesundheitsobservatoriums
(Obsan), gemäss welcher es bis zum Jahr 2030 zu einer erheblichen personellen Lücke
in der medizinischen Versorgung kommen kann. Die Motion verlangte daher, dass der
Bundesrat in Zusammenarbeit mit den Kantonen und den zuständigen
Fachorganisationen eine Strategie mit einem Masterplan ausarbeite und dem Parlament
vorlege, mit welcher ein Ärztemangel in der Schweiz verhindert und die
Hausarztmedizin gefördert werden könne. Bundesrat und Nationalrat befürworteten
die Motion. 24

MOTION
DATUM: 19.12.2008
LINDA ROHRER

Auch in diesem Jahr sorgte der Mangel an Ärzten und Pflegepersonal für einige
Vorstösse im Parlament. So forderte beispielsweise ein Postulat (Po. 06.2009) der SGK
des Nationalrates den Bundesrat auf, zusammen mit den Kantonen einen Bericht
darüber zu erstellen, wie die Aus- und Weiterbildung von Ärzten im Bereich der
Hausarztmedizin verbessert werden kann, wie Randregionen für Hausärzte attraktiver
gemacht werden können und wie sich die Honorierung der Allgemeinpraktiker
entwickelt hat. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates, da ein
identisches Begehren von der Kommission des Ständerates angenommen worden war.
Auch der Nationalrat folgte dieser Empfehlung. Der Ständerat überwies die im Vorjahr
vom Nationalrat gutgeheissene Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH) ebenfalls. 25

MOTION
DATUM: 20.03.2009
LINDA ROHRER
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En 2009, le taux de médecins étrangers dans les hôpitaux a atteint 40% en raison du
manque de personnel médical suisse et cette tendance s’est renforcée jusqu’à l’année
sous revue. Comme deux tiers des généralistes ont plus de 57 ans, la Fédération des
médecins suisses, FMH, a considéré nécessaire d’augmenter de 20% les places
d’études en médecine humaine, tandis que la Conférence des recteurs d’université a
affirmé qu’il y a également un besoin d’augmentation des places de formation en
clinique. Toutefois, le Conseil d’Etat a rejeté par 18 voix contre 15 une motion (mo.
10.3886) de la commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil
national (CSEC-CN) adoptée en début de l’année sous revue par la chambre du peuple
chargeant le Conseil fédéral de fixer un nombre minimum de places dans les facultés
de médecine afin que suffisamment de médecin soient formés pour répondre aux
besoins helvétiques. Les conseillers aux Etats ont estimé qu’il n’était pas de la
prérogative de la Confédération, mais de celle des cantons, d’intervenir sur cette
thématique. Parallèlement, plusieurs interpellations ( int. 11.3885 (PDC), 11.3886 (PDC),
11.3933 (Schwaller) et 11.3934 (Schwaller))  sur le sujet ont été déposées visant à
encourager la médecine de premier recours notamment en proposant d’octroyer des
allégements fiscaux ou de supprimer le numerus clausus au profit de stages.
Finalement, à la fin de l’année sous revue, le Conseil des Etats a adopté une motion
Schwaller (pdc, FR) (mo. 11.3930) de même teneur chargeant en outre le gouvernement
d’élaborer des conditions-cadres et d’allouer aux facultés de médecine des moyens
financiers afin d’assurer la relève dans le secteur de la médecine de premier recours.
Dans sa réponse, le Conseil fédéral a estimé que des mesures concrètes ont déjà été
prises en réponse à la motion  Jacqueline Fehr (mo. 08.3608) adoptée en 2009. Dans le
même temps, le Conseil national a adopté une motion identique à celle du groupe
PDC. 26

MOTION
DATUM: 31.12.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Mit einer Fraktionsmotion hatte die CVP/EVP/glp-Fraktion im Herbst 2011 angesichts
des sich abzeichnenden Mangels an Pflege- und Betreuungspersonal
Umschulungsmöglichkeiten und Zweitausbildungen für Pflegepersonal gefordert.
Bestehende Lücken beim Personal würden gegenwärtig durch Fachkräfte aus dem
Ausland gedeckt. Für Personen, welche nach einer längeren Familienpause den
beruflichen Wiedereinstieg suchen, sowie für ältere Menschen, die sich langsam dem
Pensionsalter nähern oder es bereits erreichen, seien Umschulungsmöglichkeiten und
Zweitausbildungen im Pflegewesen zu fördern und zu unterstützen. Solche
Ausbildungen seien zu erleichtern und steuerlich zu begünstigen. In einer umfassenden
Antwort nahm der Bundesrat das Anliegen auf und verwies auf den „Masterplan Bildung
Pflegeberufe“, welcher vom Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen und OdA Santé
(Dachorganisation der Arbeitswelt Gesundheit) 2010 erstellt worden war. Die
geforderten Begünstigungen seien darin bereits angedacht. Zudem sei es im Rahmen
des revidierten Rahmenlehrplans Pflege HF seit Februar 2011 in verschiedenen
Kantonen möglich, berufsbegleitende oder verkürzte Ausbildungen zu absolvieren. Im
Zusammenhang mit der steuerlichen Begünstigung von Aus- und Weiterbildungen
verwies die Regierung auf das Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der
berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten, welches sich in der
parlamentarischen Behandlung befand. Durch die zahlreichen Bestrebungen, welche
bereits ergriffen worden waren, sah der Bundesrat die Anliegen der Motion bereits
weitgehend als erfüllt an und stellte deswegen den Antrag auf Ablehnung. Dagegen
stellte sich die erstberatende Kommission (WBK-NR) und beantragte dem Plenum mit 9
zu 0 Stimmen die Annahme des Geschäfts. In einer kurzen Debatte stellte sich die
grosse Kammer gegen den Bundesrat und winkte das Geschäft mit 112 gegen 55 dank
einer geschlossenen Haltung von Links-Grün durch. Der Ständerat wird das Geschäft
erst 2013 behandeln. 27

MOTION
DATUM: 27.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bereits 2011 hatten diverse Mitteparteien mit einer CVP/EVP/glp-Fraktionsmotion auf
einen zu erwartenden Mangel an Pflege- und Betreuungspersonal reagiert. Mit
Umschulungsmöglichkeiten und Zweitausbildungen für Pflegepersonal soll es
Personen, welche den beruflichen Wiedereinstieg suchen, erleichtert werden Fuss zu
fassen. Die vorberatende Kommission des Nationalrates und das Ratsplenum hatten das
Anliegen im Vorjahr gegen den Willen des Bundesrates angenommen. Im März des
Berichtsjahres beriet nun die kleine Kammer das Geschäft. Deren SGK hatte sich
ebenfalls für die Annahme ausgesprochen, weswegen keine grössere Gegenwehr aus
dem Rat zu erwarten war. Neben der Kommissionssprecherin Häberli-Koller (cvp, TG)
setzte sich auch der ehemalige Zuger Gesundheitsdirektor, Ständerat Eder (fdp, ZG) für
die Motion ein. Trotz deutlichen Voten und den positiven Vorzeichen aus dem

MOTION
DATUM: 21.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Nationalrat setzte sich Bundesrat Schneider-Ammann aufgrund bereits bestehender
Bestrebungen nochmals gegen den Vorstoss ein. Mit 24 zu 3 Stimmen genoss die
Motion jedoch schliesslich auch im Ständerat solide Unterstützung. 28

Anfang März gab der Bundesrat bekannt, die Förderung der Ausbildungskapazitäten in
der Humanmedizin in Angriff nehmen zu wollen. Zwar sei in der Botschaft zur
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2013-2016 eine
zusätzliche Finanzierung zur Erhöhung der Studienplätze in Humanmedizin nicht
vorgesehen. Die Regierung möchte jedoch in der folgenden BFI-Botschaft 2017-2020
das Thema Konsolidierung und Ausbau von Lehre und Forschung der Humanmedizin
schwerpunktmässig aufnehmen. Mit dieser Zusicherung stellte der Bundesrat die
Aufnahme einer Forderung der Motion Rytz (gp, BE) in Aussicht, die eine stufenweise
Erhöhung der Abschlusszahlen in der Humanmedizin um mindestens 300 ab dem Jahr
2018/19 verlangt hatte. Die Ende 2012 eingereichte Motion wurde im Nationalrat in der
Herbstsession 2013 abgelehnt, nicht zuletzt aufgrund der zwischenzeitlich skizzierten
Programme zur Behebung des befürchteten Ärztemangels. 29

MOTION
DATUM: 12.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die SGK des Nationalrates forderte den Bundesrat in einer Motion auf, das
Bundesgesetz über die Krankenversicherung so zu ändern, dass Praktikumsplätze in
privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen im Rahmen der Ausbildung für
nichtuniversitäre Gesundheitsberufe ermöglicht werden. Dadurch soll der sinkenden
Anzahl von Ausbildungsplätzen bei steigendem Personalbedarf Rechnung getragen
werden. Gegenwärtig dürfen Praktika nicht von privaten Praxen oder anderen
ambulanten Leistungserbringern angeboten werden, was vor allem für Studierende
diverser Fachhochschul-Studiengänge ein Problem darstelle. Vier Punkte sollen
deswegen mit einer Neuregelung angegangen werden: Die Sicherstellung des
Kompetenzenerwerbs, der in vielen Fachrichtungen zu einem relevanten Anteil in
Praktika gewonnen wird; das Angebot an Praktikumsplätzen hoch halten, denn in den
problematischen Studiengängen wird bereits ein Numerus clausus angewendet, was
den Fachkräftemangel noch anheizt; ebendiesem Fachkräftemangel Einhalt gebieten,
indem eine erhöhte Zahl von Praktikumsplätzen die Ausbildung in der Schweiz stärkt
(wie im Rahmen von Gesundheit 2020 vorgesehen); und eine Gleichberechtigung von
stationärem und ambulanten Bereich erzielen, da die Ausbildungskosten in diesen
beiden Sparten gemäss Tarifkalkulation im KVG nicht gleichmässig abgegolten werden
können. Die Motion war kommissionsintern umstritten, denn fast die Hälfte der 25-
köpfigen Kommission stellte sich mit dem Antrag auf Ablehnung gegen das Anliegen.
Der Bundesrat teilte grundsätzlich die Sorgen und Vorschläge zur Lösung der
geschilderten Problematik, er sah aber den Weg über das KVG als den falschen an. Die
OKP sei eine Sozialversicherung und deswegen nicht geeignet, um Ausbildungen zu
finanzieren. Die OKP sei dazu da, Kosten für medizinische Leistungen zu decken.
Leistungen, die aufgrund des Risikos Krankheit anfallen, um Diagnosen zu stellen und
um Behandlungen durchzuführen. Das durch die Prämien angehäufte Kapital solle nicht
dazu dienen, Ausbildungskosten mitzutragen. Weil Fachkräftemangel, zu wenige
Ausbildungsplätze sowie eine Ungleichbehandlung der Bereiche erkannt wurden, zeigte
sich die Regierung aber bereit, den Kantonen bei der Lösungsfindung beizustehen und
dem Parlament Bericht zu erstatten.
Im Nationalratsplenum wurde die Motion nur kurz behandelt und
Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH) brachte in ihrer Begründung für die
Motion vor allem die Sorge um den Fachkräftemangel im Gesundheitsbereich zum
Ausdruck, der zwar immer wieder zur Sprache käme, gegen den aber auch im Parlament
jeweils nicht viel Konkretes unternommen werde. Mit diesem Vorstoss könne ein Schritt
gegangen werden, der erst noch kostenneutral umgesetzt werden könnte. Gegen den
Vorstoss stand Raymond Clottu (svp, NE) ein, der die Meinung des Bundesrats teilte,
dass keinesfalls die OKP als Finanzierungskanal herhalten dürfe. Gleich argumentierte
Bundesrat Berset, der die Meinung der Regierung vertrat und gegen die Motion warb,
die allerdings mit 92 zu 89 Stimmen und 3 Enthaltungen knapp angenommen und damit
dem Ständerat zur Weiterbearbeitung überlassen wurde. 30

MOTION
DATUM: 07.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Die Finanzierung von Ausbildungsplätzen über die OKP und damit die Bereitstellung von
mehr Praktikumsplätzen in privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen ist keine
Option zur Entschärfung des Fachkräftemangels. Dies zumindest nach Ansicht des
Ständerates, der eine entsprechende Motion der SGK-NR im Sinne der Regierung
abgelehnte. Mit 6 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen war dies von der ständerätlichen
WBK beantragt worden. Leitendes Argument war die Einschätzung, dass es nicht die
Aufgabe des KVG oder anderer Sozialversicherungszweige sei, Ausbildungen zu
finanzieren. Stattdessen sei das KVG dazu da, Krankheitsrisiken zu versichern, so
Kommissionssprecherin Häberli-Koller (cvp, TG). 31

MOTION
DATUM: 13.12.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Medikamente

Eine Motion der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerates
wollte den Bundesrat beauftragen, Massnahmen zur Integration angemessener
Kenntnisse über komplementärmedizinische Verfahren in die Ausbildung von Ärzten,
Chiropraktikern, Zahnärzten und Apothekern zu unterbreiten. Die Kommission des
Ständerates hatte die Motion mit 13 zu 7 Stimmen zur Annahme empfohlen. Dies vor
allem aufgrund des klaren Volks-Ja in der Abstimmung zur Komplementärmedizin im
Vorjahr. Der Ständerat wie auch der Nationalrat folgten ihren jeweiligen
befürwortenden Kommissionen und der Empfehlung des Bundesrates und nahmen die
Motion an. 32

MOTION
DATUM: 28.09.2010
LUZIUS MEYER

Sport

Stillschweigend und im Einvernehmen mit der Regierung überwies der Nationalrat eine
Motion Bruderer (sp, AG), die den Bundesrat beauftragt, die Einhaltung des
gesetzlichen Obligatoriums für Berufsschulsport sowie der Vorgaben des
Rahmenlehrplans Sport in den Kantonen zu überprüfen und bei Nichtumsetzung
Sanktionen vorzusehen. Das Obligatorium für Berufsschulsport verlangt, dass alle
Lehrlinge mit einem Schultag eine Lektion, solche mit mehr als einem Schultag zwei
Lektionen Sport erhalten. Der Umsetzungsgrad beträgt in den Kantonen aber erst
zwischen 50 und 70 Prozent. 33

MOTION
DATUM: 20.12.2006
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

En mars 2017, le Conseil national a voté une motion de sa Commission de la science, de
l'éducation et de la culture (CSEC-CN) visant à inciter les jeunes migrants arrivés
tardivement en Suisse à achever une formation du degré secondaire II. L'objectif
actuel de la Confédération, à savoir que le 95 pour cent des jeunes de 25 ans soient au
bénéfice d'un certificat du secondaire II, doit selon les motionnaires être étendu aux
jeunes qui sont arrivés en Suisse en tant que demandeurs d'asile. Pour cela, le Conseil
fédéral devrait mettre en place avec les cantons une stratégie et un financement,
augmenter sensiblement les mesures d'intégration et garantir le financement
supplémentaire par le budget du Secrétariat d'Etat aux migrations (SEM). Malgré un
préavis défavorable du Conseil fédéral, les député-e-s ont plébiscité la motion par 108
voix contre 70 et 4 abstentions. Les voix contre provenaient du camp UDC et d'un peu
moins de la moitié des conseillers nationaux PLR ayant participé au vote. 34

MOTION
DATUM: 07.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

En septembre 2018, le Conseil des Etats a débattu la motion de la CSEC-CN: «inciter les
jeunes migrants arrivés tardivement en Suisse à achever une formation du degré
secondaire II» en même temps que la motion de sa commission sœur (18.3707), qui
veut étendre cette mesure aux adolescents et jeunes adultes en provenance d'Etats de
l'UE, de l'AELE ou d'Etats tiers. Ce projet devrait permettre d'élaborer pour les jeunes
étrangers et étrangères, un programme similaire à l'Agenda Intégration Suisse, conçu
pour les enfants et jeunes adultes mineurs non accompagnés du domaine de l'asile. 
Le Conseil fédéral a recommandé le rejet des deux motions, arguant qu'il serait
opportun d'agir après la communication des résultats d'études consacrées à ces
questions, tant dans le domaine de la formation que de l'intégration. Les sénateurs et
sénatrices n'ont pas suivi cet avis, et ont rejeté la motion 16.3911 (qui concernait les
jeunes du domaine de l'asile) au profit de la motion 18.3707 (qui voulait élargir cette

MOTION
DATUM: 19.09.2018
SOPHIE GUIGNARD
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intégration à l'ensemble des jeunes de l'étranger arrivés tardivement en Suisse). Pour
rappel, la motion 16.3911 avait été acceptée par le Conseil national en mars 2017. 35

Passée devant la commission de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC-CN)
du Conseil national, la motion visant à inciter les jeunes migrants arrivés tardivement
en Suisse à achever une formation du degré secondaire II n'a pas convaincu. La
majorité (14 voix) a choisi de la rejeter, arguant qu'un mélange des compétences de la
Confédération et des cantons n'était pas souhaitable, du moins pas avant la parution du
rapport commandité par la CDIP et le SEFRI. Ce rapport permettra de faire la lumière
sur les différents programmes d'intégration et les populations concernées. Une
minorité (9 voix) souhaitait tout de même accepter la motion, pour manifester leur
volonté d'avancer sur le dossier de l'intégration. 
Au Conseil national, le même rapport de force était à l’œuvre: 115 voix émanant de
l'UDC, du PLR et du PDC se sont opposées à la motion, contre les insuffisantes 67 voix
des autres partis. 36

MOTION
DATUM: 03.04.2019
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

In der Herbstsession überwies der Ständerat mit 25 zu 12 Stimmen eine Motion seiner
Kommission für Wirtschaft und Abgaben, welche grosszügigere Steuerabzüge zu
Gunsten von Aus- und Weiterbildung verlangt. Neu sollen nicht mehr nur die Kosten
von Weiterbildungen, die der Fortführung des Berufs dienen, sondern auch Aus- und
Weiterbildungen, die zum Aufstieg oder zu einer beruflichen Neuorientierung
befähigen, abzugsfähig sein. Dagegen lehnte der Rat eine Motion Randegger (fdp, BS)
zur steuerlichen Gleichbehandlung beruflicher Bildungs- und Weiterbildungskosten ab.
Der Nationalrat hatte diesen Vorstoss 2006 gutgeheissen. 37

MOTION
DATUM: 30.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Eine Motion Rennwald (sp, JU) für einen Fonds zur Förderung von Forschung und
beruflicher Aus- und Weiterbildung wurde vom Nationalrat in der Frühjahrsession mit
128 zu 63 Stimmen verworfen. Keine Zustimmung fand auch eine Motion Thorens
Goumaz (gp, VD), die eine Verbesserung der Aus- und Weiterbildung in Wirtschaftsethik
erreichen wollte. 38

MOTION
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Beide Räte beurteilten im Berichtsjahr eine Motion Tschümperlin (sp, SZ), die den
Einbezug der Elternbildung in das geplante Weiterbildungsgesetz verlangte. Der
Nationalrat nahm den Vorstoss äusserst knapp mit 88 zu 86 Stimmen und gegen den
Willen des Bundesrats an. Linksgrün sprach sich einstimmig, die CVP mehrheitlich dafür
aus. Dagegen stimmten die SVP und die FDP. Die Stimmen der BDP waren geteilt. Der
Ständerat nahm die Vorlage im Dezember des Berichtsjahrs mit 23 zu neun Stimmen in
abgeschwächter Form an. Dabei beauftragte er den Bundesrat, das Anliegen der
Elternbildung im Weiterbildungsgesetz angemessenen zu berücksichtigen. Die
Zustimmung des Nationalrats zur ständerätlichen Änderung stand Ende 2011 noch aus. 39

MOTION
DATUM: 06.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Die WBK-NR forderte in einer Motion, dass der Bundesrat in seiner nächsten Botschaft
zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI) Massnahmen zur
Verringerung der sozialen Selektivität (beispielsweise in den Bereichen
Stipendienwesen, Weiterbildung, Grundkompetenzen, höhere Berufsbildung,
Sprachförderung) einfügt. Eine starke Minderheit aus SVP- und FDP-
Kommissionsmitgliedern beantragte, die Motion abzulehnen.
In seiner Stellungnahme befürwortete der Bundesrat die Förderung der
Chancengerechtigkeit im Bildungswesen und zeigte sich daher bereit, das Thema in der
BFI-Botschaft 2021-2024 aufzugreifen und – wo geboten und wo zuständig –
Massnahmen vorzuschlagen. Einige Bereiche, welche die WBK-NR in ihrer Motion
identifizierte, gehörten indes in die Kompetenz der Kantone oder seien nicht
Gegenstand der BFI-Botschaften, hielt der Bundesrat fest. Insgesamt war er der
Ansicht, dass der Bund die in seiner Kompetenz liegenden Vorkehrungen für die

MOTION
DATUM: 18.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Chancengerechtigkeit im BFI-Bereich getroffen habe. Er erachtete das Anliegen der
Motion deshalb als erfüllt und beantragte ihre Ablehnung.
Der Nationalrat debattierte in der Herbstsession 2019 intensiv über die Motion. Irène
Kälin (gp, AG) betonte dabei die Wichtigkeit der Verringerung der sozialen Selektivität,
die auf allen Ebenen und Stufen des Schweizer Bildungssystems leider immer wieder
reproduziert werde. Es brauche daher auf verschiedenen Ebenen Massnahmen, um die
soziale Selektivität möglichst weit zu eliminieren. Für die Minderheit führte Verena
Herzog (svp, TG) aus, dass für die Chancengerechtigkeit bereits genügend
unternommen werde. Darüber hinaus lägen viele der Massnahmen, auf welche die
Kommission abziele, in der Kompetenz der Gemeinden und der Kantone und seien
deshalb nicht zielführend. Dieser Aussage stimmte auch Bundesrat Guy Parmelin zu und
plädierte noch einmal für die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat folgte jedoch der
Mehrheit seiner Kommission und nahm den Vorstoss mit 101 zu 82 Stimmen bei einer
Enthaltung an. 40

Berufsbildung

Die bundesrätliche Botschaft zum neuen BBG hielt am dualen System von Berufsschule
und Lehrbetrieb fest, wobei sie aber eine Forcierung des Unterrichts in eher
theorielastigen Berufen (so im Hightech-, Gesundheits- und Sozialbereich) vorsah. So
sollen neu Berufsfachschulen eingerichtet werden, die umgekehrt zur Lehre
funktionieren, indem sie mehrheitlich beruflichen und allgemein bildenden Unterricht
mit einem ergänzenden Praktika anbieten. Für bildungsschwächere Jugendliche ist eine
sogenannte „berufspraktische Bildung“ geplant – eine in der Regel zweijährige
Ausbildung für weniger umfassende Grundqualifikationen, die mit einem
eidgenössischen Attest abgeschlossen wird und den Zugang zu einer verkürzten Lehre
öffnen soll. Die Botschaft stellte schliesslich die Berufsbildung auf eine neue
Finanzierungsgrundlage, indem ein Systemwechsel weg von der am Aufwand
orientierten Subventionierung hin zu einer aufgabenorientierten Pauschalfinanzierung
der Kantone vollzogen wurde – ergänzt um die gezielte Subventionierung von
Neuerungen und besonderen, im öffentlichen Interesse erbrachten Leistungen. Hierfür
ist ein mit eigenem Antragsrecht ausgestatteter Innovationsrat anstelle des
Berufsbildungsrates vorgesehen. Bundessubventionen nach den gleichen Pauschalen
sollen auch an die neu zu integrierenden Berufe der Gesundheit, des Sozialen und der
Kunst ausgerichtet werden. Der Bund will mit der Vorlage sein Engagement um
insgesamt rund 150 auf 750 Mio Fr. pro Jahr steigern, was einer Erhöhung des
Bundesanteils von einem Fünftel auf rund 25 Prozent entspricht. In diesem
Zusammenhang hatte der Nationalrat eine Motion Widrig (cvp, SG; Mo. 99.3555) zur
Bildungsfinanzierung überwiesen und damit dem Bundesrat den Auftrag erteilt, im
Rahmen des neuen Berufsbildungsgesetzes mehr Finanzmittel einzusetzen als
vorgesehen. 41

MOTION
DATUM: 05.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Ab August traten rund 100 Personen die neugeschaffene Ausbildung zur Telematikerin
oder zum Telematiker an. Das entsprechende Berufsbild, das vom Verband
Schweizerischer Elektro-Installationsfirmen (VSEI) und dem Verband Schweizerischer
Telekom-Installationsfirmen (VSTI) in Zusammenarbeit mit dem BBT erarbeitet worden
war, sieht ab Ende der Oberstufe eine vierjährige, ab Matura eine zweijährige Lehre vor.
Mit der Schaffung des Berufs Telematik sollte dem Mangel an Fachleuten in den
Bereichen Telekommunikation, Netzwerktechnik und Informatik begegnet werden. Mit
133 zu 2 Stimmen hatte der Nationalrat in diesem Zusammenhang eine bereits 1998
eingereichte Motion Theiler (fdp, LU) überwiesen, welche die Landesregierung
beauftragt, eine Offensive zur aktiven und raschen Förderung von
Telematikspezialistinnen und -spezialisten in der Schweiz zu starten. Als Zweitrat
stimmte die kleine Kammer auf Antrag ihrer Kommission dem Vorstoss mit 15 zu 12
Stimmen nur in abgeschwächter Form als Postulat zu. Der Bundesrat hatte eine
Umwandlung in ein Postulat vorgeschlagen, da die Motion in ihrer Formulierung eher
einschränkend wirke angesichts der Vielfalt an zu treffenden Massnahmen zur
Überführung der Schweiz in die Informationsgesellschaft. 42

MOTION
DATUM: 31.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Als Zweitrat überwies auch der Ständerat eine Motion Widrig (cvp, SG) betreffend
Bildungsfinanzierung, die den Bundesrat beauftragt, im Rahmen des neuen
Berufsbildungsgesetzes für ein erhöhtes Engagement des Bundes – unabhängig von den
Kantonsanteilen – zu sorgen. 43

MOTION
DATUM: 19.03.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die kleine Kammer überwies im Frühjahr eine Motion Wicki (cvp, LU) für einen
Titelschutz für Psychologieberufe zur adäquaten und transparenten Regelung der
qualifizierten Psychologieberufe auf eidgenössischer Ebene. Im Winter wurden dieser
Vorstoss sowie eine gleichlautende Motion Triponez (fdp, BE) im Nationalrat
gutgeheissen. Dem seit Jahren von den Berufsverbänden geforderten staatlichen
Schutz des Berufstitels „Psychologe“ konnte damit ein Schritt näher gekommen werden.
Hingegen befand sich das 1998 vom Bundesrat in Auftrag gegebene Psychologiegesetz
beim Bundesamt für Gesundheit nach wie vor im Anfangsstadium. 44

MOTION
DATUM: 25.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

In Form von Postulaten überwies der Nationalrat im Winter zwei Motionen seiner WBK,
welche einerseits die Lancierung eines Impulsprogramms zur Förderung des
beruflichen Wiedereinstiegs von Frauen sowie andererseits eine
Weiterbildungsoffensive für wenig qualifizierte Personen gefordert hatten. Eine dritte
Motion der nationalrätlichen WBK, welche die Erarbeitung eines integralen
Bundesgesetzes über die Weiterbildung verlangt – wobei der Begriff Weiterbildung
sowohl die berufsorientierte Weiterbildung, die allgemeine Erwachsenenbildung als
auch die Bildung Erwerbsloser umfasst – wurde von der grossen Kammer als solche
überwiesen. Schon in seiner Sommersession hatte der Nationalrat einer Motion seiner
Kommission in abgeschwächter Form als Postulat Folge gegeben, wonach die
Einführung des Rechtes auf eine Bildungs- und Weiterbildungszeit von drei bis fünf
Tagen für alle Beschäftigten geprüft werden soll zur Verhinderung einer Spaltung der
Gesellschaft hinsichtlich der Einführung der neuen Informations- und
Kommunikationstechnologien (IKT). 45

MOTION
DATUM: 25.04.2002
ELISABETH EHRENSPERGER

Die grosse Kammer folgte dem Ständerat, der im Vorjahr eine parlamentarische
Initiative der WBK des Nationalrates für ein Bundesgesetz über die Sondermassnahmen
für Umschulungen und Weiterbildung in den Berufen der Informations- und
Kommunikationstechnologie (ICT-Umschulungsgesetz) abgelehnt hatte, und beschloss,
das Vorhaben nicht mehr weiter zu verfolgen. Dafür überwies er knapp mit 63 zu 60
Stimmen eine seither eingereichte Motion der WBK (Mo. 02.3210), die den Bundesrat
beauftragt, für den schweizerischen ICT-Bereich umgehend ein System mit
Weiterbildungsmodulen, Qualitätsentwicklungen und Know-how-Zertifizierungen zu
verwirklichen, um dem herrschenden Wirrwarr an Abschlüssen und
Berufsbezeichnungen zu begegnen. Der Bundesrat hatte die Auffassung vertreten, die
Initiative für modulare Prüfungen auf der Stufe der berufsorientierten Weiterbildung
müsse von den Organisationen der Arbeitswelt und nicht vom Bundesrat ausgehen,
weshalb er beantragt hatte, die Motion abzulehnen. 46

MOTION
DATUM: 05.06.2002
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat mit 29 zu 4 Stimmen eine Motion
der WBK des Nationalrates, welche die Erarbeitung eines integralen Bundesgesetzes
über die Weiterbildung verlangte, nur in Postulatsform. Lediglich die Vertreter der SP
machten sich für die verbindliche Form stark. In Übereinstimmung mit dem Bundesrat
begründete die kleine Kammer die Abschwächung des Vorstosses damit, dass vor dem
Entscheid, ein neues Rahmengesetz zu schaffen, verschiedene Fragen, insbesondere
jene nach der notwendigen Verfassungsgrundlage zu klären seien, da die Weiterbildung
auch Sache der Kantone und der Berufsverbände sei. Auch müsse der Begriff der
Weiterbildung exakter definiert werden, da es nicht angehen könne, dass mit einer allzu
breiten Definition an der Schnittstelle zwischen Weiterbildung und anderweitiger
persönlicher Entfaltung dem Staat Aufgaben und finanzielle Verpflichtungen überbürdet
werden, die letztlich Angelegenheit des Individuums seien. Grundsätzlich wollte der
Ständerat einen gewissen Handlungsbedarf im Bereich der Weiterbildung aber nicht
ausschliessen. 47

MOTION
DATUM: 18.09.2002
MARIANNE BENTELI
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Diskussionslos wurde eine Motion der nationalrätlichen WBK von der grossen Kammer
abgelehnt, welche Weiterbildungsmodule und Know-how-Zertifizierungen in den
Berufen der Informations- und Kommunikationstechnologien (ICT) verlangt hatte.
Kommissionssprecher Bieri (cvp, ZG) begründete die Ablehnung mit der veränderten
Marktlage und mit der Tatsache, dass das BBG diesbezüglich bessere Lösungen biete. 48

MOTION
DATUM: 06.03.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat lehnte eine Motion Galladé (sp, ZH) ab, welche verlangte, dass Betriebe,
die Lehrstellen oder Ausbildungsplätze in anderer Form (Praktikum) anbieten, ein
Qualitätslabel erwerben können. Gemäss Bundesrat bestehe schon ein entsprechendes
Label in den Kantonen der Romandie und dem Tessin (CRFP), an dem sich auch Schwyz
und Zug beteiligten. Das BBT habe zusammen mit der Schweizerischen
Berufsbildungsämter-Konferenz vereinbart, das erfolgreiche Label-Projekt der CRFP
auf die ganze Schweiz auszudehnen. 49

MOTION
DATUM: 17.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Freysinger (svp, VS), welche den
Bundesrat beauftragt, zum Schutz von privaten Anbietern von Ausbildungen, namentlich
im Hotelmanagement, ein branchenspezifisches Akkreditierungssystem einzuführen,
um die Transparenz zwischen den verschiedenen Bildungsgängen zu erhöhen und die
Studierenden über Konditionen und Seriosität der Anbieter zu informieren. Abgelehnt
wurden eine Motion Mathys (svp, AG), welche Anpassungen der revidierten
kaufmännischen Grundbildung verlangt hatte, sowie mit 88:66 Stimmen eine Motion
Menétrey-Savary (gp, VD), die Gefangenen eine Aus- oder Weiterbildung mit einem
Abschluss ermöglichen wollte; der Bundesrat hatte sich mit dem Hinweis auf die
kantonalen Kompetenzen beim Strafvollzug gegen das Vorhaben gestellt. 50

MOTION
DATUM: 17.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Auch in diesem Berichtsjahr befasste sich das Parlament mit der Lehrstellenknappheit:
Der Ständerat überwies eine im Vorjahr von der grossen Kammer gebilligte Motion
Galladé (sp, ZH) in geänderter Form, wonach der Bundesrat Betriebe, die Lehrstellen
und andere Ausbildungsplätze anbieten, bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vermehrt
berücksichtigen muss; die WAK wollte die Lehrlingsausbildung jedoch nicht wie die
Motionärin als zwingendes Kriterium für das Beschaffungswesen festlegen. Der
Nationalrat hiess diskussionslos Postulate seiner WBK und von Robbiani (cvp, TI) gut.
Ersteres verlangte einen Bericht zu den Defiziten im Lehrstellenbereich (Berufsfelder,
Regionen, Massnahmen, Basislehrjahr), letzteres eine Darstellung der Massnahmen,
welche die Bundesverwaltung zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ergriffen
habe. In seiner Antwort auf eine dringliche Anfrage der SP-Fraktion erklärte der
Bundesrat, der Bund habe in den letzten sieben Jahren die Anzahl Lehrstellen um 41%
erhöht. Bis Ende 2011 strebe er einen Lernendenanteil von 4% an. Für stellenlose junge
Arbeitnehmende habe er in Zusammenarbeit mit der Arbeitslosenversicherung die
Möglichkeit geschaffen, in der Administration oder in bundesnahen Unternehmungen
ein sechsmonatiges Berufspraktikum zu absolvieren. 51

MOTION
DATUM: 06.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat überwies eine Motion seiner WBK und ein Postulat Randegger (fdp, BS),
welche eine Harmonisierung der Ausbildungsbeihilfen im Hochschulbereich verlangen,
die weiter geht als die NFA-Regelung. Der Ständerat billigte ein in die gleiche Richtung
zielendes Postulat Leumann (fdp, LU). Ebenfalls gutgeheissen wurde ein Postulat von
Jacqueline Fehr(sp, ZH) für einen Bericht zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
Familie resp. Familiengründung und Ausbildung/Studium. 52

MOTION
DATUM: 09.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos billigte der Nationalrat eine Motion Bruderer (sp, AG), welche den
Bundesrat auffordert, die Einhaltung des gesetzlichen Obligatoriums für
Berufsschulsport in den Kantonen zu überprüfen und bei Nichtumsetzung Sanktionen
zu ergreifen. 53

MOTION
DATUM: 19.12.2006
MAGDALENA BERNATH
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Eine Motion Bruderer (sp, AG) beauftragte den Bundesrat, die Einhaltung des
gesetzlichen Obligatoriums für Berufsschulsport sowie der Vorgaben des
Rahmenlehrplans Sport in den Kantonen zu überprüfen und bei Nichtumsetzung
Sanktionen vorzusehen. Das gesetzliche Obligatorium für den Schulsport an den
Berufsschulen existiert seit dreissig Jahren. Das Problem besteht darin, dass seine
Umsetzung in einigen Kantonen seit Jahren stagniert. Die Motionärin wollte, dass der
Bundesrat Druck auf die fehlbaren Kantone ausübt, damit die Sportstunden an den
Berufsfachschulen erstens effektiv durchgeführt werden und zweitens qualitativ
verbessert werden. Wie bereits der Nationalrat im Jahr 2006 nahm auch der Ständerat
die Motion an. 54

MOTION
DATUM: 18.09.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Galladé (sp, ZH) beauftragte den Bundesrat, auf Ende des Schuljahres 2007
200 neue Praktikumsplätze beim Bund zu schaffen. Die Arbeitslosigkeit der 20- bis 24-
Jährigen ist mit 5,3% deutlich höher als diejenige jeder anderen Altersgruppe. Dies
liege zu einem grossen Teil daran, dass junge Erwachsene nach der Berufslehre, der
Maturität oder einer weiterführenden Ausbildung zu wenig berufliche Praxis haben und
deshalb nicht gerne eingestellt werden. Ein Praktikum könne dieses Problem lösen und
der Bund solle dabei als Vorbild vorausgehen. Der Bundesrat war aufgrund des grossen
Engagements der Bundesverwaltung in diesem Bereich der Ansicht, dass er das
Anliegen der Motionärin weitgehend erfülle, wollte sich aber quantitativ nicht
verpflichten. Beide Kammern nahmen die Motion an. 55

MOTION
DATUM: 25.09.2007
LINDA ROHRER

Die übrigen Vorstösse fanden im Nationalrat keine Gnade: Mit 86 zu 75 Stimmen verwarf
der Rat eine Motion Ineichen (fdp, LU), mit welcher die Einführung eines
Brückenangebots gefordert wurde, das allen Schulabgängern die keine schulische oder
berufliche Ausbildung beginnen als Zwischenlösung dienen sollte. Den Jugendlichen die
ihre Teilnahme verweigert hätten, wäre das Arbeitslosengeld gestrichen worden.
Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion Galladé (sp, ZH) zur Stärkung von Basislehrjahren
in Ausbildungszentren sowie eine Motion Mario Fehr (sp, ZH) für Fairplay bei der
Lehrstellensuche. Fehr wollte mit seinem Vorstoss erreichen, dass Lehrverträge
frühestens ein halbes Jahr vor Lehrbeginn abgeschlossen werden dürfen. 56

MOTION
DATUM: 29.04.2009
ANDREA MOSIMANN

Dagegen verwarf der Nationalrat im Berichtsjahr eine Motion Rossini (sp, VS) und eine
Motion Heim (sp, SO), mit welchen Massnahmen zur Förderung von Aus- und
Weiterbildung im Sozial- und Gesundheitsbereich gefordert wurden. 57

MOTION
DATUM: 29.04.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Problematik der Jugendarbeitslosigkeit und dabei insbesondere die Aus- und
Weiterbildung von jungen Arbeitslosen beschäftigte im Berichtsjahr nicht nur die
Lehrstellenkonferenz, sondern im Rahmen der Beratung von
Konjunkturförderungsmassnahmen, auch das Parlament, wobei sämtliche Vorstösse
abgelehnt wurden. Mit 126 zu 64 Stimmen verwarf der Nationalrat eine Motion Steiert
(sp, FR), für eine Stärkung der im Arbeitslosenversicherungsgesetz vorgesehenen
Massnahmen zugunsten von Jugendlichen ohne ausreichende Ausbildung. Ebenfalls
abgelehnt wurde eine Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG) zur Förderung der Aus- und
Weiterbildung von Lehrabgängerinnen und -abgängern sowie zwei Motionen Aubert (sp,
VD). Die erste verlangte vom Bundesrat während der Dauer der Rezession befristete
Massnahmen zur Unterstützung der Weiterbildung im Betrieb für alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die von Kurzarbeit betroffen sind. Die zweite
forderte, das Arbeitslosenversicherungsgesetz dahingehend zu ändern, dass arbeitslose
Erwachsene über 25 Jahre, die keine Ausbildung auf der Sekundarstufe II absolviert
haben, eine Erstausbildung machen könnten und gleichzeitig Taggelder erhielten.
Schliesslich verwarf die grosse Kammer auch eine Motion der SP zur Einführung von
Bildungsgutscheinen für junge Arbeitslose sowie Jugendliche und junge Erwachsene,
die ihre Stelle zu verlieren drohen. Im Ständerat wurde eine gleichlautende Motion
Savary (sp, VD) mit 10 zu 6 Stimmen ebenfalls abgelehnt. 58

MOTION
DATUM: 05.06.2009
ANDREA MOSIMANN
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Mit einer Motion Galladé (sp, ZH) sollte der Bundesrat beauftragt werden, bis zum Jahr
2010 in der Bundesverwaltung und den bundesnahen Betrieben neue Lehrstellen zu
schaffen und abgesehen von gewissen Ausnahmefällen in der Regel fünf
Ausbildungsplätze pro hundert Angestellte anzubieten. Der Vorstoss wurde vom
Nationalrat in der Herbstsession mit 112 zu 75 Stimmen verworfen. 59

MOTION
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat befasste sich in der Aprilsession mit Berufsbildungsfragen. In der
Debatte wurde immer wieder betont, wie gut das schweizerische Ausbildungssystem
funktioniere. Von den behandelten Vorstössen hiess der Rat einzig eine Motion
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) gut, diese wurde in der Wintersession auch vom
Ständerat angenommen. Der Bundesrat muss nun eine Kampagne lancieren, die darauf
abzielt, Vorurteile gegenüber ausländischen Lehrstellen- und Arbeitssuchenden
abzubauen und die Entscheidungsträger dafür sensibilisiert, allen Bewerbern, egal
welcher Herkunft, die gleichen Chancen zu geben. 60

MOTION
DATUM: 10.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat verwarf im Berichtsjahr mit 103 zu 79 Stimmen eine Motion Weber-
Gobet (gp, FR), welche einkommensabhängige Bildungsgutscheine für
Wiedereinsteigerinnen und -einsteiger einführen wollte. Ebenfalls abgelehnt hat er
eine Motion Fehr (sp, ZH), die ein Recht auf eine bezahlte jährliche Weiterbildungszeit
von fünf Tagen für alle Unselbständigerwerbenden forderte. 61

MOTION
DATUM: 09.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Der sich abzeichnende Mangel an Pflegepersonal schlug sich in einigen vom Parlament
im Berichtsjahr behandelten Vorstössen nieder. Der Nationalrat überwies zwei
Postulate Heim (sp, SO) zur Attraktivität der Krankenpflege-Ausbildung und zur
Sicherung der Alterspflege. Der Bundesrat wird beauftragt zu prüfen, wie die
Attraktivität der Ausbildungen im Betreuungs- und Pflegebereich erhöht und eine
bedarfsgerechte Zahl an Ausbildungs- und Praktikumsplätzen in der beruflichen
Grundbildung und auf Tertiärstufe bereitgestellt werden kann. Eine Motion der FDP-
Liberale Fraktion für eine Weiterbildungs- und Ausbildungsoffensive im Pflegebereich
wurde vom Nationalrat ebenfalls mit 99 zu 77 Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat
lehnte den Vorstoss in der Wintersession jedoch ab. Im März veröffentlichte das EVD
einen Bericht zum bildungspolitischen Handlungsbedarf in den Pflegeberufen. Dieser
geht davon aus, dass der Bedarf an Pflegepersonal massiv zunehmen wird und schlägt
vor, die geplante Attestausbildung und weitere Berufs- und höhere Fachprüfungen
zügig einzuführen sowie die Zahl der Abschlüsse in allen Pflegeberufen zu steigern. Zur
Koordination und Umsetzung dieser Massnahme soll laut dem Bericht eine
Steuergruppe mit allen beteiligten Partnern eingesetzt werden. 62

MOTION
DATUM: 01.12.2010
ANDREA MOSIMANN

En 2011 déjà, une motion Tschümperlin (ps, SZ), qui souhaitait que la formation des
parents relève de la loi sur la formation continue, avait été acceptée par le Conseil
national. Néanmoins, la CSEC-CE a proposé à sa chambre de modifier le texte de la
motion. Ainsi, le Conseil fédéral ne serait pas chargé d’intégrer, mais uniquement de
prendre en compte de manière appropriée la formation des parents dans le contexte
de la loi sur la formation continue. Avec 23 voix contre 9, le Conseil des Etats a accepté
cette motion modifiée, qui par conséquent est repartie à la Commission du Conseil
national. Même si le Conseil fédéral a toujours proposé de refuser cette motion, car, à
son sens, la loi sur la formation continue doit être soumise à une réglementation
générale et ne contenir aucun encouragement, la Commission a mis en avant deux
arguments principaux. Le premier explique que le Programme national de recherche 52
(PNR 52) montre que de nombreux parents, en particulier des migrants, ne possèdent
pas les compétences suffisantes à l’encadrement scolaire de leurs enfants. Le second
argument rappelle que les articles 41 et 116 de la Constitution visent à garantir l’égalité
des chances entre les familles et à les encourager dans leur tâche fondamentale.
Finalement, le 13 mars 2012, par 88 voix contre 86, le Conseil national a décidé de
valider cette motion modifiée. 63

MOTION
DATUM: 13.03.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Groupe de l’Union démocratique du centre (UDC) a déposé une motion au sujet de
L’apprentissage professionnel pour les sans-papiers, afin d’empêcher la fraude
orchestrée par ordonnance. Par l’intermédiaire de sa porte-parole Céline Amaudruz
(udc, GE), la motion a pour objectif de modifier les modalités d’application de la motion
Barthassat (pdc, GE) qui posait la question de l’accès à l’apprentissage pour les jeunes
sans statut légal. Les modalités d’application de cette motion se font sous la forme
d’une adaptation de l’ordonnance relative à l’admission, au séjour et à l’activité
lucrative (OASA). Par conséquent, elle ne peut être soumise au référendum, ni débattue
au sein du Parlement. L’UDC s’attaque donc  directement au Conseil fédéral, l’accusant
d’aller à l’encontre de la volonté populaire. En effet, le groupe politique souligne que le
peuple suisse s’est prononcé, à de multiples reprises, pour un durcissement du droit
des étrangers. L’exemple du 9 février, preuve de la volonté de limiter l’immigration
légale, a été cité. La motion explique que l’introduction de l’accès à l’apprentissage
pour les sans-papiers installerait une tolérance de l’illégalité. Une telle modification
devrait être traitée sous la forme d’une loi fédérale qui pourrait être débattue au
Parlement et soumise au référendum. Le Conseil fédéral, directement attaqué pour la
gestion du dossier, s’est défendu. Premièrement, il souligne qu’à l’époque, il avait
proposé de rejeter la motion Barthassat. Deuxièmement, il précise que, même si la
mise en application de la motion devait se faire à travers la création d’un nouvel article
30a (OASA), l’octroi d’une autorisation de séjour reste dans les mains de l’autorité
cantonale compétente. Troisièmement, la loi sur les étrangers (Letr), avec l’article 30
alinéa 2, donne au Conseil fédéral la compétence de fixer  les conditions générales
relatives aux conditions d’admission. Le Conseil national a adopté la motion du groupe
UDC à 82 voix pour, 79 voix contre et 3 abstentions. A la suite de l’adoption de la
chambre du peuple, la Commission de la science, de la culture et de l’éducation du
Conseil des Etats (CSEC-CE) s’est penchée sur la question. Elle propose de rejeter la
motion par 10 voix contre 3. Finalement, le Conseil des Etats a suivi sa commission,
rejetant la motion par 34 voix contre 8. 64

MOTION
DATUM: 26.11.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

La formation professionnelle supérieure constitue l’une des meilleures formations pour
les professionnels suisses. Néanmoins, étant donné les désignations actuelles des
diplômes qui la couronnent, une telle formation a de la peine à être reconnue à
l’étranger. Matthias Aebischer (ps, BE), qui souligne cette difficulté, a déposé une
motion pour L’équivalence des diplômes de la formation professionnelle supérieure
en Suisse. La motion vise une modification de la loi sur la formation professionnelle
(LFPr). L’objectif est de revaloriser les diplômes qui sanctionnent une formation
supérieure professionnelle grâce à des dénominations modernes qui attestent de leur
équivalence avec d’autres diplômes délivrés en Suisse ou à l’étranger. Le dépositaire de
la motion propose par exemple «bachelor professionnel», «bachelor ES» ou «master
professionnel» comme dénomination adéquate. De plus, cette modification de
dénomination doit s’inscrire dans l’élaboration de la nouvelle loi sur la formation
continue. Le Conseil fédéral a mis en évidence les risques de confusion entre la
formation professionnelle et les hautes écoles, ainsi que le risque d’«académisation»,
regrettable selon lui, de la formation professionnelle supérieure. De plus, il estime que,
dans le cadre du processus de Copenhague, un cadre national va être établi pour la
formation professionnelle. Le Conseil fédéral ajoute que ce cadre répond déjà à la
requête de la motion. Malgré les réserves du Conseil fédéral, la motion a d’abord été
acceptée par le Conseil national à 93 voix contre 80. Par la suite, la Commission de la
science, de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) a proposé par 8
voix contre 1 de rejeter la motion qui n’est pas la solution adéquate, selon elle, pour
renforcer la formation professionnelle supérieure. Au contraire, la motion risque de
déstabiliser le cadre des hautes écoles suisses et de mener à la confusion. Le Conseil
des Etats a suivi sa commission et rejeté la motion à 32 voix contre et 5 voix pour. 65

MOTION
DATUM: 11.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

La conseillère aux Etats Anita Fetz (ps, BS) a déposé une motion pour l’ouverture d’un
Fond en faveur d’une offensive de qualification pour formation professionnelle
initiale. La dépositaire a souligné les besoins en main d’œuvre qualifiée et indigène, qui
découle notamment de raisons démographiques, mais aussi des votations populaires
qui visent à limiter l’immigration.  Il est donc important de débloquer des fonds, afin de
stimuler la formation professionnelle initiale, l’objectif étant de faciliter l’intégration et
la réintégration professionnelle grâce à des campagnes de sensibilisation, d’information
ainsi qu’une collaboration renforcée avec les cantons et les organisations du monde du
travail. Même si le Conseil fédéral reconnaît le besoin en main d’œuvre indigène, il ne
souhaite pas centraliser les responsabilités en matière de formation professionnelle.

MOTION
DATUM: 30.06.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Principalement pour cette raison, il a proposé de rejeter la motion. Au final, alors que la
motion avait été transmise à la Commission de la science, de l’éducation et de la
culture du Conseil des Etats (CSEC-CE), elle a finalement été retirée. 66

A la suite d’une motion, le Conseil fédéral est tenu de garantir un certain nombre de
places dans le secteur public, afin de compléter l’offre professionnelle pour les
personnes ayant effectué des cours de formation dans l’optique de reprendre une
activité professionnelle. En effet, la motion déposée par Marina Carobbio Guscetti (ps,
TI), qui vise une facilitation du retour à la vie active par un stage, a été acceptée par la
chambre du peuple. Dans son argumentaire, la députée tessinoise a notamment mis en
avant les difficultés que rencontrent de nombreuses femmes ayant mis entre
parenthèse leur carrière professionnelle afin de s’occuper de leur famille, pour trouver
des places de travail ou même de stage. Elle estime ainsi que la Confédération se doit
de montrer l’exemple, en garantissant un certain nombre de stages dans les entreprises
publiques ou semi-publiques. Du côté du Conseil fédéral, l’argument de l’égalité des
chances a prévalu. De plus, selon le Conseil fédéral, le stage n’est une solution ni
optimale, ni durable pour les personnes en quête de retour dans le monde
professionnel. Il propose donc de rejeter la motion. Au niveau des chambres, le Conseil
national a accepté la motion de justesse. 95 voix contre 88 et 3 abstentions ont permis
de pousser le débat jusqu’à la chambre des cantons. Cependant, le Conseil des Etats a
rejoint les arguments du Conseil fédéral et de sa Commission de la science, de
l’éducation et de la culture du Conseil de Etats (CSEC-CE). Il a clos le sujet en rejetant la
motion. 67

MOTION
DATUM: 08.12.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil fédéral est chargé de trouver une solution face aux frais inhérents
importants qui accompagnent les cours préparant aux Examens professionnels
fédéraux et aux examens professionnels fédéraux supérieurs. Le conseiller national
Matthias Aebischer a souligné que les coûts inhérents à ces examens varient de 10'000
à 14'400 francs. Selon lui, même si la Confédération verse des crédits FRI pour le
financement de ces examens, une révision partielle de la loi sur la formation
professionnelle doit permettre d’impliquer plus largement la Confédération au niveau
de la participation financière.  Le dépositaire de la motion souligne notamment
l’importance d’une telle mesure, lorsqu’il explique que les statistiques de l’emploi en
2012 montrent que la demande pour les personnes qui ont effectué une formation
professionnelle supérieure est particulièrement marquée. De son côté, le Conseil
fédéral a souligné les nombreuses mesures déjà prises pour optimiser la
reconnaissance des examens professionnels fédéraux. De plus, au niveau du
financement, il précise que de nombreuses discussions sont en cours entre les
différents acteurs concernés. Par conséquent, le Conseil fédéral propose de rejeter la
motion, afin de ne pas interférer avec les discussions déjà mises en place. Néanmoins,
la motion est largement acceptée par le Conseil national, à142 voix contre 33. Du côté
de la chambre des Etats, la Commission de la science, de l’éducation et de la culture du
Conseil de Etats (CSEC-CE) estime que les travaux de réformes de la formation
professionnelle supérieure avancent à un bon rythme. Ainsi, elle propose à sa chambre
de rejeter la motion afin de ne pas interférer avec les discussions menées dans le cadre
du message FRI 2017-2020. Au final, la motion est rejetée par le Conseil des Etats qui
suit ainsi sa Commission et l’avis du Conseil fédéral. 68

MOTION
DATUM: 10.12.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion déposé par Josiane Aubert (ps, VD) puis reprise par Mathias Reynard (ps, VS)
vise une modification du calcul des forfaits versés aux cantons par la Confédération
dans le cadre de la loi sur la formation professionnelle (LFPro). Ainsi, les cantons ont la
tâche de faciliter la réinsertion des personnes ayant interrompu ou réduit
temporairement leur activité profesionnelle.  Les Forfaits accordés aux cantons  pour
la formation continue à des fins professionnelles  doivent faciliter le retour sur le
marché du travail. Or, selon une étude, seul un nombre restreint de cantons utilisent
ces forfaits de manière adéquate. La motion a pour objectif de garantir une application
des forfaits aux fins prévues à travers notamment un monitoring. Le Conseil fédéral
propose de rejeter la motion. En effet, il estime que le système actuel permet de
maintenir l’autonomie des cantons. Il précise que la répartition des forfaits fournit une
base solide qui doit permettre aux cantons de s’acquitter de leurs tâches. Lors de la
session de printemps, la motion a été acceptée par le Conseil national par 107 voix
contre 76 et 6 abstentions. A l’opposé, le Conseil des Etats a suivi sa Commission de la
science, de l’éducation et de la culture (CSEC-CE). Il a rejeté la motion par 28 voix

MOTION
DATUM: 10.12.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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contre 13. 69

Albert Rösti (udc, BE) a déposé une motion qui vise la Réduction des charges
administratives dans le cadre de la formation des apprentis. Plus précisément,
l’objectif de la motion est de réduire les charges administratives, et donc financières,
qui entravent les entreprises formatrices d’apprentis. Le dépositaire de la motion
ajoute que ces charges pèsent principalement sur les PME alors que ces entreprises à
ancrage local sont les plus enclines à la formation des apprentis. Ainsi, étant donné les
prescriptions d’encadrement, il n’est plus rentable pour de nombreuses entreprises de
former des apprentis. Albert Rösti charge le Conseil fédéral de réduire drastiquement
ce poids administratif et financier. Tout d’abord, le Conseil fédéral a indiqué que si la
formation des apprentis  demeurait une compétence cantonale, il était possible d’agir
au niveau fédéral afin de maintenir un nombre élevé d’entreprises prêtes à former des
apprentis. Il a notamment souligné le rôle à jouer dans la coordination des acteurs et la
discussion avec les partenaires sociaux. D’ailleurs, il a mis en avant les grandes
conférences et sommet comme le Sommet de la formation professionnelle, ou encore,
les Journées des partenaires de la formation professionnelle pour encourager ce
dialogue. De plus, il a souligné que des démarches, notamment au niveau du Secrétariat
à la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI), étaient déjà en cours. Le Conseil
fédéral a donc logiquement proposé d’accepter la motion. Ensuite, le Conseil national a
adopté la motion sans en débattre. La Commission de la science, de l’éducation et de la
culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) a pris la même direction. Elle a proposé à
l’unanimité d’adopter la motion et a avancé des arguments similaires à ceux du Conseil
fédéral. Au final, le dernier mot est revenu à la chambre des cantons qui a adopté, elle
aussi, la motion. 70

MOTION
DATUM: 09.03.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Il est courant que les services cantonaux de formation professionnelle mandatent des
organisations du monde du travail pour organiser des cours de formation, qui profitent
à plusieurs entreprises. Or, il arrive parfois que ces entreprises refusent de verser aux
associations des contributions pour l'organisation de ces cours, comme le prévoit
pourtant la loi fédérale sur la formation professionnelle (LFPr). Le député Schilliger (plr,
LU) souhaite dès lors la création d'une base légale permettant le recouvrement de
montants dus pour des cours interentreprises. Une modification de l'ordonnance
fédérale de la loi sur la formation professionnelle permettrait ainsi aux associations du
monde professionnel d'exiger directement aux entreprises le versement, avec valeur de
jugement exécutoire. Le Conseil fédéral s'est prononcé en août 2014 en défaveur de la
motion déposée deux mois plus tôt. Les bases légales actuelles sont, selon les sept
sages, suffisamment claires, et de plus, le financement des cours interentreprises étant
une compétence cantonale, il n'est pas nécessaire de modifier la législation fédérale
dans ce cadre-là. Ces arguments, ainsi que celui postulant qu'en cas de litige la
procédure s'en verrait rallongée, ont aussi été avancés par la Commission de la science,
éducation et culture du Conseil des Etats (CSEC-CE). Cette dernière a consulté la
Conférence suisse des offices de formation professionnelle (CSFP), la Conférence des
directeurs cantonaux de l'instruction publique (CDIP) ainsi que des membres de
l'administration. Considérant que la nouvelle base légale dotait les associations du
monde du travail d'un instrument direct et efficace, la CSEC-E a voté à 7 voix contre 2
et 2 abstentions en faveur de la motion. Lors de la session d'été 2016, la chambre
basse, conseil prioritaire, a suivi l'avis de sa Commission, avec 117 voix pour, 54 contre
et 15 abstentions. 71

MOTION
DATUM: 16.06.2016
SOPHIE GUIGNARD

La motion demandant la création d'une base légale permettant le recouvrement de
montants dus pour des cours interentreprises n'a pas passé la rampe au Conseil des
Etats. Après un débat plutôt court, où ont surtout été évoquées les complications
administratives que la motion entraînerait, les sénateurs se sont opposés à la motion
par 24 voix contre 11 avec 4 abstentions. 72
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DATUM: 06.03.2017
SOPHIE GUIGNARD
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La motion du député Aebischer (ps, BE) vise la modification d'une ordonnance relative
à la Classification des diplômes de la formation professionnelle dans le cadre national
des certifications (CNC). En effet, dans le système actuel, le SEFRI est la seule autorité
en ce qui concerne la décision de reconnaître tel ou tel diplôme, sans que
l'organisation du monde du travail n'ait son mot à dire. C'est pour cette raison que le
socialiste souhaite instaurer un droit de recours auprès premièrement d'un organe de
médiation, puis d'une instance judiciaire si nécessaire. Le Conseil fédéral s'est opposé
à la motion, estimant que le cadre en vigueur (Cadre européen des certifications et
décision de classification après consensus) est suffisant pour éviter les litiges. Les
députés ont cependant décidé de suivre le motionnaire, acceptant l'objet avec 158 voix
contre 26 et 7 abstentions. Les refus sont provenus des groupes UDC et PDC, toutefois
sans unanimité au sein de leurs rangs. 73

MOTION
DATUM: 07.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

Dans une motion déposée au Conseil national, la députée tessinoise Carobbio Guscetti
(ps, TI) demande au Conseil fédéral de prendre des mesures pour favoriser l'accès aux
procédures de qualification des travailleurs à temps partiel. En effet, la loi fédérale sur
la formation professionnelle permet aux adultes sans formation initiale d'obtenir une
qualification pour leurs compétences. Or, l'une des conditions est une expérience
professionnelle d'une durée d'au moins cinq ans. Pour les personnes travaillant à temps
partiel, comme beaucoup de femmes, par exemple, ce délai peut se voir doublé. La
députée, pour empêcher tout effet discriminatoire, demande une plus grande
valorisation du temps partiel. Suivant l'avis du Conseil fédéral, qui estime que le cadre
légal actuel permet déjà ce que demande la motion, la chambre du peuple a rejeté
l'objet par 125 voix contre 62 et une abstention. 74

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Die WBK-NR zeigte sich im November 2017 enttäuscht, dass der Bundesrat aufgrund
des Bundeshaushalts entschieden hatte, sich nicht um die Austragung der
Berufsweltmeisterschaft World Skills 2021 in Basel zu bemühen, wodurch eine
Schweizer Kandidatur für 2021 verunmöglicht worden war. Die WBK-NR war überzeugt,
dass mit der Austragung der World Skills in der Schweiz der gesellschaftliche und
ökonomische Wert der Schweizer Berufsbildung gestärkt würde. Deshalb beauftragte
sie den Bundesrat mit einer Motion, eine Schweizer Kandidatur zur Durchführung der
World Skills 2023 zu erarbeiten. Die Kommission forderte die Regierung zudem auf,
entgegen dem ursprünglichen Entscheid die zukünftigen Teilnahmen der Schweiz an
der Berufseuropameisterschaft Euro Skills weiterhin finanziell zu unterstützen.
Der Bundesrat beantragte dem Parlament Mitte Februar 2018, die Motion abzulehnen.
Er bezweifelte, dass die Durchführung der World Skills zu einer nachhaltigen Stärkung
des Schweizer Berufsbildungssystems beitrage; insbesondere seien die geschätzten
Kosten von rund CHF 80 Mio. nicht unerheblich. Nach einer Güterabwägung aller
Partner im Juli 2017 sei man zum Schluss gekommen, sich nicht für die World Skills 2021
zu bewerben. Der Bundesrat stellte klar, dass damit eine spätere Kandidatur, zum
Beispiel 2023, nicht ausgeschlossen sei, allerdings liege die Entscheidung über eine
Kandidatur nicht bei ihm, sondern bei der Stiftung Swiss Skills, die von Bund, Kantonen,
Schulen und Organisationen der Arbeitswelt getragen wird. Swiss Skills prüfe,
unterstützt vom SBFI, ob der Nutzen einer Kandidatur deren Kosten übersteige, und
entscheide anhand dieser Analyse, ob ein Gesuch um Austragung gestellt werde oder
nicht. Eine Kandidatur für die World Skills 2023 müsste 2019 eingereicht werden. Sollte
der Erstrat die Motion annehmen, ergänzte der Bundesrat, würde er dem Zweitrat
beantragen, die Motion so abzuändern, dass ein Prüfauftrag für eine Kandidatur für die
World Skills 2023 gestellt werden würde. Zur Unterstützung der Teilnahme an der Euro
Skills äusserte sich der Bundesrat nicht direkt, stattdessen wies er darauf hin, dass er
den Fokus vermehrt auf die professionelle Vorbereitung der Kandidatinnen und
Kandidaten setzen wolle. Ein Mittel dazu sei die Stärkung der inländischen
Berufswettbewerbe, weshalb sich der Bund an der Berufsschweizermeisterschaft 2018
in Bern mit CHF 10 Mio. beteiligen werde.
Die Motion wurde in der Frühjahrssession 2018 im Nationalrat behandelt und erfuhr
dort viel Sympathie. Viele Wortmeldungen richteten sich direkt als Fragen an Bundesrat
Johann Scheider-Ammann, der die Haltung des Bundesrates verteidigte. Dies fiel ihm
nicht leicht, weil auch er offensichtlich Sympathien für das Motionsanliegen hegte. Die
Abstimmung war schliesslich eine klare Angelegenheit: 175 zu 1 Stimmen (6
Enthaltungen) gingen zugunsten der Motion ein. 75

MOTION
DATUM: 05.03.2018
SAMUEL BERNET
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Im April 2018 beriet die WBK-SR die Motion «Schweizer Kandidatur zur Durchführung
der World Skills 2023». Die Kommission zeigte Interesse an der Durchführung einer
Berufsweltmeisterschaft in der Schweiz, war aber gleichzeitig der Meinung, dass für
deren Vorbereitung nicht der Bundesrat, sondern die Stiftung SwissSkills zuständig sei.
Die Kommission beantragte dem Ständerat deshalb, den Bundesrat nicht mit der
Vorbereitung, sondern lediglich mit der Unterstützung einer Kandidatur zu beauftragen.
Der zweite Änderungsantrag der WBK-SR betraf das Datum. SwissSkills könne besser
beurteilen, wann der ideale Zeitpunkt für eine Durchführung der WorldSkills in der
Schweiz sei, weshalb offen gelassen werden sollte, in welchem Jahr eine Kandidatur
angestrebt werden soll. Die Kommission hielt aber da am Motionstext fest, wo der
Bundesrat aufgefordert wurde, die regelmässige Teilnahme an WorldSkills und
EuroSkills zu ermöglichen.

Die Änderungen der Kommission waren im Ständerat unbestritten. Auch
Bildungsminister Schneider-Ammann teilte mit, dass der Bundesrat sich den
Änderungsanträgen der Kommission anschliesse. Die abgeänderte Motion wurde vom
Ständerat stillschweigend angenommen. 76

MOTION
DATUM: 06.06.2018
SAMUEL BERNET

Anita Fetz (sp, BS) forderte in ihrer Motion dazu auf, die höheren Fachschulen zu
stärken, indem die rechtlichen Grundlagen so angepasst würden, dass die höheren
Fachschulen mit eidgenössisch anerkannten Bildungsgängen und ihre Abschlüsse
national und international klar als Teil der schweizerischen Berufsbildung positioniert
würden. Dazu seien die Einführung eines Bezeichnungsschutzes, eidgenössische Titel,
durch den Bund unterzeichnete Diplome sowie die Möglichkeit institutioneller
Anerkennung erforderlich.
Hintergrund der Motion Fetz war die Tatsache, dass die Bezeichnung «Höhere
Fachschule» – anders als zum Beispiel die Bezeichnungen «Universität» oder
«Fachhochschule» – an sich nicht geschützt sind und dass die höheren Fachschulen
keine Möglichkeit haben, sich als Institution vom Bund anerkennen zu lassen. Im
Gegensatz zu allen anderen Abschlüssen der formalen Berufsbildung dürfen die
Absolventinnen und Absolventen eines Diploms einer höheren Fachschule auch nicht
den Zusatz «eidgenössisch» im Titel tragen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er verwies darauf, dass nicht
Institutionen, sondern Bildungsgänge eidgenössisch anerkannt werden sollten. Die
höhere Berufsbildung sei ausgeprägt arbeitsmarktorientiert; die Anerkennung von
Bildungsinstitutionen hingegen stünde im Kontext der Hochschulen und ihrem auf
Diplomstufen bezogenen Bologna-System. Die höhere Berufsbildung würde ihre
spezifische Qualität verlieren, würde ihre Arbeitsmarktlogik durch eine akademische
Logik ersetzt, resümierte der Bundesrat. 
Der Ständerat sprach sich entgegen der bundesrätlichen Argumentation im Sommer
2018 für die Annahme der Motion aus. Der Nationalrat hingegen schwächte den
Wortlaut der Motion in der Wintersession 2018 ab, indem er sich auf die Forderung
nach einer klaren nationalen und internationalen Positionierung beschränkte. Der
Wortlaut der Motion Fetz entsprach somit neu demjenigen einer Motion der WBK-NR
(Mo. 18.3392). Die neue Version wurde im Frühjahr 2019 auch vom Ständerat
angenommen. 77

MOTION
DATUM: 06.06.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Herbst 2016 forderte Pierre-André Page (svp, FR) mit einer Motion die Anerkennung
und Berufsbildung für Personen, die sich um Betagte und Menschen mit einer
Behinderung kümmern. In der Schweiz würden viele pflegebedürftige Menschen von
Personen aus der Schweiz oder aus dem Ausland begleitet und gepflegt, welche über
keine Ausbildung im Bereich der Pflege verfügten und aus Zeitgründen auch keine
Möglichkeit hätten, eine solche Ausbildung zu absolvieren. Weil diese Personen aber für
viele Betagte und Menschen mit einer Behinderung einen unverzichtbaren Dienst
leisteten, sah es der Motionär als fundamental an, dass sie eine berufsbegleitende
Ausbildung absolvieren könnten.
Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme an, dass er die Leistung dieser Personen
honoriere, auch deshalb, weil damit die professionelle Pflege im Gesundheitswesen
entlastet werde. Trotzdem war er der Ansicht, dass diesen Personen bereits genug
Möglichkeiten zur Verfügung stünden, um eine berufliche Ausbildung absolvieren zu
können. So lasse es das Berufsbildungsgesetz zu, dass informell erworbene
Kompetenzen an eine Berufsbildung angerechnet werden könnten, was zu einer
verkürzten beruflichen Grundbildung führen würde. Zudem biete das (SRK) die
Ausbildung «Pflegehelferin/Pflegehelfer SRK» an, die interessierte Personen auf

MOTION
DATUM: 26.09.2018
SAMUEL BERNET
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Aufgaben in der Pflege und Betreuung vorbereite. Bei Eintritt in eine Pflegeausbildung
auf Sekundarstufe II oder Tertiärstufe werde dieses schweizweit anerkannte Zertifikat
als bereits erbrachte Bildungsleistung anerkannt. Einige SRK-Kantonalverbände würden
zudem Spezialkurse für interessierte Migrantinnen und Migranten anbieten. Nicht
zuletzt habe der Bundesrat Ende 2014 einen Aktionsplan Pflege verabschiedet, mit
welchem eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Angehörigenpflege und
Erwerbstätigkeit angestrebt werde. Bundesrat Johann Schneider-Ammann führte Ende
September 2018 im Nationalrat aus, dass dieser Aktionsplan in Umsetzung sei und sich
ein Bundesgesetz derzeit in der Vernehmlassung befinde. Aus diesen Gründen, befand
der Bundesrat, sei die Motion abzulehnen. Der Nationalrat zeigte sich von der
bundesrätlichen Argumentation allerdings wenig überzeugt und nahm die Motion mit
137 zu 43 Stimmen (2 Enthaltungen) an. 78

An ihrer Sitzung Mitte August 2018 unterstützte die WBK-NR die vom Ständerat
vorgenommenen Änderungen an der Motion «Schweizer Kandidatur zur Durchführung
der World Skills» und beantragte dem Nationalrat einstimmig, der Motion in ihrer
abgeänderten Form zuzustimmen. Der Nationalrat folgte seiner Kommission Ende
September 2018 und nahm die angepasste Motion stillschweigend an. 79

MOTION
DATUM: 26.09.2018
SAMUEL BERNET

Manfred Bühler (svp, BE) forderte in einer Motion vom Bundesrat rasche Unterstützung
für Lehrbetriebe mit Kurzarbeit. Einige Betriebe seien aufgrund einer
Konjunkturschwäche von Kurzarbeit betroffen, diese treffe auch Lehrmeisterinnen und
Lehrmeister, welche dann für die Ausbildung der Lernenden fehlten, so Bühler. Daher
solle der Bundesrat den Kantonen zumindest als Pilotprojekt erlauben, vorübergehend
die Löhne der Ausbildnerinnen und Ausbildner zu bezahlen, welche im Rahmen der
Kurzarbeitsentschädigung (KAE) vollumfänglich erwerbstätig blieben. Die Massnahme
könne unkompliziert im Rahmen eines Antrages auf Kurzarbeit umgesetzt werden und
sei kostenneutral.
Der Bundesrat argumentierte, dass die ALV nur für die effektiv ausgefallene Arbeitszeit
eine KAE zahlen könne. Wenn Ausbildende weiterhin Vollzeit in ihrem normalen
Kompetenzbereich arbeiteten, hätten sie folglich keinen Anspruch auf KAE. Die ALV
könne hingegen mit einer Präventionsmassnahme zur Unterstützung der Lernenden
dabei helfen, die Lehrverträge aufrechtzuerhalten. Die Löhne der Ausbildnerinnen und
Ausbildnern werden in der Folge teilweise vom Fonds der Arbeitslosenversicherung
übernommen, obwohl sie ihre Tätigkeit zur Ausbildung der Lernenden fortsetzen. Die
KAE dürften nicht mit diesen Präventionsmassnahmen verwechselt werden, denn die
Lehrmeisterinnen und Lehrmeister, die von einer Präventionsmassnahme profitierten,
dürften keine KAE in Anspruch nehmen. Diese aktuelle Praxis funktioniere und sei für
die Unternehmen zumutbar, resümierte der Bundesrat.
Der Nationalrat nahm die Motion entgegen des bundestätlichen Antrages in der
Herbstsession 2018 mit 114 zu 63 Stimmen bei 5 Enthaltungen an, wobei alle SP- und alle
SVP-Mitglieder und zahlreiche Grüne für Annahme des Vorstosses stimmten.
Im Ständerat wurde im Sommer 2019 detaillierter über den Vorstoss diskutiert. Eine
knappe Mehrheit der WAK-SR hatte sich ebenfalls für die Annahme der Motion
ausgesprochen. Ihre Befürworter, wie etwa Pirmin Bischof (cvp, SO) oder Didier
Berberat (sp, NE), unterstrichen in ihren Voten, dass das Ziel des Vorstosses darin liege,
die Ausbildung der Auszubildenden auch in konjunkturell schwierigen Zeiten
sicherzustellen und dadurch die Qualität des dualen Bildungssystems aufrecht zu
erhalten. Dies sei vor allem für gewisse Branchen, die unter einem Mangel an
Fachkräften litten, umso wichtiger. Ruedi Noser (fdp, ZH) hingegen vertrat die Ansicht
einer Kommissionsminderheit, als er darlegte, dass das Problem mit der geltenden
Arbeitslosengesetzgebung gelöst werden könne, dass die Umsetzung einen
administrativen Mehraufwand bedeute und dass eine solche Massnahme zu
Marktverzerrungen führen könne, wenn die öffentliche Hand den Lohn eines
Ausbildendens zahle, währenddem derselbe Ausbildende einen Gewinn für das
entsprechende Unternehmen generiere. Arbeitsminister Parmelin schloss sich den
Argumenten von Ruedi Noser an und resümierte, dass die bestehenden Bestimmungen
ausreichten, um das Ziel der Motion zu erreichen. Er befürchtete zudem ebenfalls ein
gewisses Risiko für Missbrauch in diesem Bereich. In der Abstimmung folgte der
Ständerat der Mehrheit seiner Kommission und nahm die Motion mit 31 zu 11 Stimmen
an. 80

MOTION
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BERNADETTE FLÜCKIGER
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Die WBK-NR wollte den Bundesrat mit einer eigenen Motion beauftragen, die
rechtlichen Grundlagen so anzupassen, dass die Höheren Fachschulen mit
eidgenössisch anerkannten Bildungsgängen und ihre Abschlüsse national und
international klar als Teil der schweizerischen Berufsbildung positioniert seien. 
Der Bundesrat zeigte sich bereit, die Höheren Fachschulen hinsichtlich ihrer nationalen
und internationalen Positionierung ganzheitlich zu überprüfen und entsprechende
Anpassungen vorzunehmen. Er sprach sich folglich für die Annahme der Motion aus. Er
verwies auch auf die Stellungnahme zur Motion Fetz (sp, BS; Mo. 18.3240), in welcher er
dargelegt habe, dass die höhere Berufsbildung ihre spezifische Qualität verlieren
würde, wenn ihre Arbeitsmarktlogik durch eine akademische Logik ersetzt würde.
Die Motion wurde vom Nationalrat im September 2018 und vom Ständerat im März 2019
angenommen. 81

MOTION
DATUM: 26.09.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Herbst 2019 befasste sich der Ständerat mit der Motion Page (svp, FR) über die
Weiterbildung von Personen, die sich um Betagte und Menschen mit Behinderungen
kümmern.  Die WBK-SR hatte sich sehr knapp für die Annahme der Motion
ausgesprochen. Im Ständerat war klar, dass die Betreuung und Pflege behinderter oder
betagter Menschen – oft durch enge Familienangehörige durchgeführt – sehr wichtig
und wertvoll sei und eine riesige Entlastung für das Gesundheitssystem darstelle. Für
die Kommissionsmehrheit führte Olivier Français (fdp, VD) aus, dass eine strukturierte
und angemessene Ausbildung für die betroffenen Personen notwendig sei, da diese oft
beispielsweise nicht genau wüssten, welche Handgriffe sie ausführen müssten. Anne
Seydoux-Christe (cvp, JU) argumentierte des Weiteren, dass es auch oft um komplexe
Koordinationsaufgaben gehe, die viele Personen leisten müssten. Es sei notwendig, sich
um diese Familien zu kümmern und niederschwellige Ausbildungsgänge anzubieten, die
ihren ganz spezifischen Bedürfnissen Rechnung tragen würden.
Für die Kommissionsminderheit führte Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) aus, dass es
bereits heute die Möglichkeit gebe, sich die informell erworbenen Kompetenzen und
Erfahrungen bei einer Ausbildung anrechnen zu lassen. Betreuende und pflegende
Personen könnten beispielsweise die erworbenen Kompetenzen validieren lassen, eine
verkürzte berufliche Grundausbildung absolvieren und Gesuche zur Dispensation von
Bildungsleistungen in formalen Bildungsgängen (z.B. Praktikum) stellen. Zudem habe der
Bundesrat 2014 den Aktionsplan zur Unterstützung und zur Entlastung von pflegenden
Angehörigen verabschiedet, der diese Anliegen ebenfalls unterstütze, so Häberli-Koller.
Bildungsminister Parmelin fügte an, dass der Gesundheitssektor stark reguliert sei;
sobald es eine formale Ausbildung für die pflegenden Personen gebe, bestehe die
Gefahr, dass diese für obligatorisch erklärt werde, so dass die betroffenen Menschen zu
Hause nur noch dann betreut werden könnten, wenn mindestens ein Familienmitglied
eine solche Ausbildung absolviert habe. Dieser Entwicklung solle nicht Vorschub
geleistet werden, so Parmelin. Schliesslich sei zu beachten, dass der Bundesrat bereits
ein Förderprogramm für Angebote zur Entlastung der pflegenden Angehörigen lanciert
habe. 
Die Mehrheit des Ständerates folgte der Linie des Bundesrates und der
Kommissionsminderheit und lehnte die Motion mit 16 zu 17 Stimmen knapp ab. 82

MOTION
DATUM: 24.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Dass die Sprachpolitik in der Schweiz dem kantonalen Hoheitsrecht unterstellt ist,
wurde spätestens mit dem aufkommenden Sprachenstreit im Jahr 2014 einer breiten
Öffentlichkeit bewusst. Darauf, dass der Bund sich aber dennoch einbringen kann,
indem er den Austausch zwischen Sprachregionen fördert und finanziell unterstützt,
musste zunächst Nationalrätin Aline Trede (gp, BE) hinweisen. Mit ihrer eingereichten
Motion wollte sie den Bundesrat auffordern, CHF 50 Mio. für
Sprachaustauschprogramme für sich in Ausbildung befindende Personen
bereitzustellen. Als der Sprachenstreit im Herbst 2015 längst seinen Peak erreicht hatte,
war Trede aber als Volksvertreterin abgesetzt worden und der Vorstoss stand noch
immer offen zur Diskussion. Im Winter 2015, mit dem Beginn der neuen Legislatur,
nahm sich Maya Graf (gp, BL) der Motion an, bevor sie diese schliesslich im Herbst 2016
zurückzog. Mit Bezugnahmen auf die Erläuterungen von Bundesrat Berset begründete
sie ihren Entscheid zum einen mit dem Postulat (Po. 14.3670)  und der
Kommissionsinitiative (Pa. Iv. 14.459) der WBK-NR – die Initiative war zwar wenige
Wochen vor der Motion zurückgezogen worden, hatte aber zu einer Vorlage
beigetragen, mit der die Stellung der Landessprache in der Schule gestärkt werden soll

MOTION
DATUM: 29.09.2016
MELIKE GÖKCE
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und die sich zu diesem Zeitpunkt in der Vernehmlassung befand – und zum anderen mit
der Zusage des Bundesrats, die finanziellen Mittel zur Förderung des schulischen
Austausches mit der Kulturbotschaft 2016–2020 zu erhöhen. 83

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In einem Thesenpapier für mehr Wettbewerb, flexibleren Arbeitsmarkt, bessere Bildung
und Massnahmen gegen die Arbeitslosigkeit von Frauen, Jugendlichen und älteren
Arbeitnehmern versuchte die Partei, auf verschiedene Forderungen nach
Revitalisierung des schweizerischen Arbeitsmarktes einzugehen. Die nach der
Ablehnung des EWR-Vertrags eingereichte und vom Nationalrat teilweise überwiesenen
Motion zur Verbesserung der Rahmenbedingungen verlangte Verbesserungen im
Bereich des Bildungs- und Forschungsstandortes Schweiz, die Vermeidung von
Diskriminierungen bezüglich Berufsausübung und Diplomanerkennung innerhalb der
Schweiz, die Beschleunigung von Bewilligungs- und Einspracheverfahren, die schnellere
Erschliessung von Bauland sowie Erleichterungen der Kapitalbeschaffung.
Diskussionslos überwies der Nationalrat auch die zum gleichen Zeitpunkt eingereichten
Motionen der CVP-Fraktion zum Abbau von Marktzutrittsbarrieren sowie zur
Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik. Eine Motion zur Finanzierung von
Risikokapital für kleine und mittlere Unternehmen wurde als Postulat überwiesen. 84
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